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VEREHRTE LESERIN, 
VEREHRTER LESER!

Es sind verstörende Bilder, die von deutschen Straßen in 
diesem Herbst des Jahres 2023 ausgehen. Ein pöbelnder Mob 
aus insbesondere arabischen und türkischen Menschen de-
monstiert lautstark gegen Israel, stellt das Existenzrecht des 
Staates Israel in Frage, wendet sich gegen jüdisches Leben in 
Deutschland und weltweit, markiert Wohnungen jüdischer 
Mitbürger.

Diese Bilder gab es schon einmal auf deutschen Straßen.

Und durch diese Bilder tritt an die Öffentlichkeit, was ich seit 
Jahren im Niedersächsischen Landtag schon betone: Anti-
semitismus ist keine Frage rechter Einstellungen. Antisemi-
tismus gibt es auch und insbesondere in linken politischen 
Kreisen - die so genannten Klimabewegungen zeigen das in 
ihren Stellungnahmen erschreckend. Und Antisemitismus 
ist weit verbreitet in islamischen Zuwanderungsgesellschaf-
ten, die diesen Antiisraelismus und Antisemitismus in ihrem 
kulturellen Gepäck nach Deutschland bringen. Studien auch 
der Konrad-Adenauer-Stiftung zeigen, das Antisemitismus in 
islamischen Communities weiter verbreitet ist, als in ande-
ren gesellschaftlichen Gruppen. Dies ist nicht tolerierbar. 
Und dies bedeutet für mich, dass hier nicht mit ein bisschen 
Bildung und Sozialarbeit ein bisschen Aktionismus getrieben 
wird, sondern dass politisch endlich unter anderem über 
die Begrenzung der Migration, die deutliche Erhöhung der 
Abschiebungen und eine restriktiveren Handhabung bei den 
Einbürgerungen entschieden werden muss.

Auch hier zeigt sich, dass die linksideologisch geprägte Naivi-
tät in den politischen Debatten der letzten Jahre, vielleicht 
Jahrzehnten endlich beendet werden muss: Zuwanderung in 
einem Umfang, den Deutschland seit Jahren erlebt, ist gesell-
schaftlich nicht verkraftbar und verursacht gesellschaftliche 
Verwerfungen großen Ausmaßes. Der weltweite deutsche 
Alleingang in der Energiepolitik ist eben nicht erfolgreich 
- Deutschland emittiert mehr CO2, ist weiter entfernt von 
den so genannten Klimazielen, hat überteure Energiepreise. 
Eine ideologisch geführte Wirtschaftspolitik mit überborden-
dem Bürokratie- und Aufl agenzuwachs führt die deutsche 
Wirtschaft eben nicht in eine gute Zukunft - im Gegenteil 
schrumpft die deutsche Wirtschaft als einzige nationale Wirt-
schaft westlicher Nationen in diesem Jahr. Aufwendige Ver-
fahrensordnungen bringen Infrastrukturprojekte aber auch 
die Arbeit von Justiz und Polizei an ihre Grenzen - nicht ohne 
Grund funktioniert der Infrastrukturausbau im Bereich 

Digitalisierung, Schienenausbau und Autobahnbau seit Jahr-
zehnten nicht nur schlecht, sondern faktisch nicht. Und nicht 
ohne Grund steigen Verfahrensdauern in der Justiz und sinkt 
die Durchsetzungsfähigkeit der Polizei im Alltag. Immer mehr 
soziale Transferleistungen auf weltweitem Spitzenniveau 
führen eben nicht zu mehr sozialem Frieden oder mehr Integ-
ration, sondern wecken Begehrlichkeiten und Trägheit.

Das gesellschaftlich, wirtschaftlich und sozial erfolgreiche 
Deutschland der Nachkriegszeit befi ndet sich am Scheide-
weg: Schreiben wir die „deutschen Tugenden“, die uns in den 
letzten Jahrzehnten gestärkt haben, in unsere Zeit fort oder 
führen wir weiter linksideologisch geprägte Debatten über 
einzelne Politikfelder, die zunehmend scheitern.

Die Weihnachtszeit ist vielleicht ein guter Anlass, darüber 
vertieft nachzudenken und dann mit neuem Kompass in das 
neue Jahr 2024 zu starten.

In dem Sinne wünsche ich Ihnen - bei allen Herausforderun-
gen und Fragen unserer Zeit - eine gesegnete Weihnachtszeit 
und einen guten Start in das Jahr 2024!

Herzliche Grüße

Ihr

Christian Calderone

Auch hier zeigt sich, dass die linksideologisch geprägte Naivi-

einem Umfang, den Deutschland seit Jahren erlebt, ist gesell-



Unser Bundesland

politiCAL!

Calderone: Landesregierung setzt im Bereich Strafverfolgung die falschen 
Prioritäten

„Von den vollmundigen Versprechungen der Justiz-
ministerin, deutlich mehr Stellen im Bereich der 
Justiz zu schaffen, bleibt im aktuellen Haushalts-
entwurf der rot-grünen Landesregierung nicht 
mehr viel übrig. Vor allem im Strafvollzug wird die 
Arbeitsbelastung deutlich steigen. Aktuell warten 
68.000 offene Ermittlungsverfahren auf die Be-
arbeitung. Dies geht voll zulasten der im Strafvoll-
zug tätigen Bediensteten”, so der justizpolitische 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Christian 
Calderone.

“Außerdem setzt der Haushaltsentwurf der Lan-
desregierung die falschen Schwerpunkte. Die 
Kürzungen bei der Antisemitismusprävention von 
350.000 € auf 150.000 €, beim Täter-Opfer-Aus-
gleich von 400.000 € auf 150.000 € und bei der 
Straffälligenhilfe von 2,15 Mio. € auf nun magere 
550.000 € sind nicht hinnehmbar. Auch fehlen 
die Mittel für den dringend notwendigen Bau des 
Hochsicherheitsgebäudes beim Oberlandesgericht 
Celle zur Durchführung 
von Strafverfahren im 
Bereich Terrorismus und 
Bandenkriminalität”, so 
Calderone weiter.

“Zur Bekämpfung der um 
sich greifenden Clankri-
minalität müssen die von 
der Vorgängerministerin 
auf den Weg gebrachten 
Maßnahmen fortgeführt 
und ausgebaut wer-
den. Die eingerichteten 
Schwerpunktstaatsan-
waltschaften brauchen 
dringend mehr Personal 
und die Sicherheits-
partnerschaften müssen 
landesweit eingerichtet 
werden. Nur durch ein 

koordiniertes Vorgehen aller Behörden können wir 
den Clankriminellen das Handwerk legen. 

Beim Thema Cyberkriminalität müssen wir zudem 
die rechtlichen Rahmenbedingungen verbessern 
und endlich die Vorratsdatenspeicherung auf den 
Weg bringen, insbesondere wenn es um die Ver-
folgung der Verbreitung von Kinderpornografie im 
Internet geht. Hier blockieren die Grünen auf allen 
Ebenen, im Land und im Bund, obwohl der EuGH 
grünes Licht für eine verfassungskonforme gesetz-
liche Regelung gegeben hat. Unsere Fraktion hat 
dazu eine klare Haltung. Daher haben wir einen 
Entschließungsantrag schon im Dezember 2022 
vorgelegt. Jedoch verweigern sich die Koalitions-
fraktionen und die Landesregierung, über diesen 
Antrag zum Schutz unserer Kinder und Jugend-
lichen ernsthaft zu diskutieren”, so Calderone 
abschließend.

Foto: Christiane Lang
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Meine Rede zu TOP 19 „Jüdisches Leben in Niedersachsen schützen – Anti-
semitismus konsequent vorbeugen und bekämpfen!“ im November-Plenum

-Es gilt das gesprochene Wort-

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren,

in Berlin gab es einen Brandanschlag auf eine Syn-
agoge, Türen von Wohnungen jüdischer Mitbürger 
wurden mit dem Davidsstern kenntlich gemacht, 
jüdische Symbole wurden entwendet, verbrannt 
und bespuckt, auf Demonstrationen wurden anti-
jüdische Plakate und Fahnen gezeigt, aggressive 
Sprechchöre forderten die Vernichtung der Juden, 
in ersten Geschäften hingen Schilder, nach denen 
Juden dort unerwünscht sind.

Meine Damen und Herren, das ist der 09. Novem-
ber. Der 09. November 2023 in Deutschland. Die 
Vorfälle ähneln sich zu jenen des 09. November 
1938. Es passiert aktuell wieder. Auf deutschen 
Straßen. Nach 85 Jahren!

Und angesichts dieser Vorfälle fällt die Reaktion 
der deutschen Öffentlichkeit doch sehr dezent 
aus. Nachdem über Jahrzehnte in salbungsvol-
len Sonntagsreden, anlässlich der Niederlegung 
zigtausender Kränze, bei Staatsempfängen und 
Gedenktagen, in Schulen, Parlamenten und auf 
Veranstaltungen das „Nie wieder!“ in immer deut-
licheren Worten beschworen wurde, steht die 
deutsche Öffentlichkeit angesichts dieser Bilder 
des Mobs auf deutschen Straßen doch etwas zag-
haft am Straßenrand. Ja, es gab nach einigen Tagen 
einige Reden deutscher Spitzenpolitiker, von denen 
niemand erwartet, dass sie dem Gesagten auch 
wirklich Konsequenzen folgen lassen werden.

Aber angesichts der Drastizität dieser Bilder im 
Land des Holocaust und vor dem Hintergrund 
einer doch versucht ausgeprägten sogenannten 
Erinnerungskultur – für die wir uns übrigens in den 
letzten Jahrzehnten als Deutsche weltweit immer 
selber gelobt haben, und etwas verächtlich ge-
blickt haben auf andere europäische Staaten, auf 
Kollaborateure und europäische Mittäter – ange-

sichts der Drastizität der aktuellen Bilder fehlt mir 
eine umfassende Reaktion der Öffentlichkeit – ein 
Kniefall des Bundespräsidenten vor der jüdischen 
Synagoge in Berlin, ein Generalstreik der Gewerk-
schaften, das ökumenische Läuten der Kirchen-
glocken, wochenlange Mahnwachen vor jüdischen 
Einrichtungen, Sitzblockaden, das Beklatschen jü-
discher Kinder, die sich wieder trauen, in jüdischen 
Schulen zur Schule zu gehen, Menschenketten, der 
Aufschrei der kulturellen Intelligenz.

All jene Symbolik also, die die Deutschen in den 
letzten Jahrzehnten doch immer weiter perfek-
tioniert haben. Zumindest dann, wenn es gesell-
schaftlich zunächst nichts kostet. Noch nicht ein-
mal zu dieser Symbolik sind wir aktuell in der Lage.

Meine Damen und Herren, das „Nie wieder“ der 
deutschen Sonntagsreden erweist sich aktuell als 
ziemlich leere Hülle. Denn „Nie wieder“ ist nicht 
heute. „Nie wieder“ war bereits gestern.

Heute sind wir bereits einen Schritt darüber hinaus 
– jüdische Einrichtungen sind geschlossen, jüdi-
sche Gemeinden raten ihren Mitgliedern auf das 
Tragen der Kippa und auf das Sprechen von Heb-
räisch in der Öffentlichkeit zu verzichten, jüdische 
Veranstaltungen werden abgesagt, jüdische Fami-
lien überlegen, das Land zu verlassen. In Berlin ent-
fernen Polizisten die Plakate der durch die Hamas 
verschleppten Israelis aus der Öffentlichkeit, um 
eben jene neue Öffentlichkeit in Deutschland zu 
beruhigen. Deutsche Polizisten entfernen Plakate 
jüdischer Opfer des arabischen Terrors.

Dämmerts uns so langsam? Merken wir etwas? 
Nein, die deutsche Öffentlichkeit steht immer 
noch ziemlich sprachlos am Straßenrand. Ich kann 
das sogar nachvollziehen – es zerbricht gerade je-
ner Traum der linken Meinungsbildner aus Kirchen, 
Medien, Politik, Kultur, Bildung, Gewerkschaften 
und NGOs, nachdem die gesellschaftlichen Verän-
derungsprozesse der letzten Jahrzehnte unproble-
matisch und nur bereichernd zu bewältigen sind.
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Das Erwachen ist schmerzhaft. Übrigens nicht für 
Kirchen, Medien, Politik, Kultur, Bildung, Gewerk-
schaften und NGOs – die sitzen immer noch warm 
und trocken, formulieren an ihren Sonntagsreden 
– jetzt mit etwas mehr sprachlicher Betroffenheit 
– und bestellen neue Kränze – jetzt etwas größe-
re. Das Erwachen ist schmerzhaft für die jüdische 
Gemeinschaft in unserem Land, die sich wieder 
verstecken muss.

Der Grund ist offener Antisemitismus, in einer 
Offenheit und einem Ausmaß, bei denen die deut-
schen Behörden bereits aktuell überfordert sind. 
Und dieser offene Antisemitismus ist islamisch. 
Er ist importiert im kulturellen Gepäck der isla-
mischen Migration nach Deutschland der letzten 
Jahrzehnte. Und er ist kein Phänomen in Deutsch-
land – wie erleben diesen islamischen Antisemi-
tismus überall dort, wo es in Europa signifikante 
muslimische Minderheiten gibt – in Frankreich, 
in Belgien, in den Niederlanden, in Österreich, in 
anderen Ländern.

Und dieser islamische Antisemitismus wird unter-
stützt – durch die Freitagspredigten in den durch 
die Türkei finanzierten DITIB-Moscheen, durch 
zaghafte oder ausbleibende Reaktionen muslimi-
scher Verbände auf den Terror der Hamas gegen 
Israel. Und dieser islamische Antisemitismus wird 
damit übrigens auch durch jene insbesondere 
linken politischen Kräfte unterstützt, die sich in 
den letzten Jahrzehnten in geradezu devoter Weise 
an diese islamischen Verbände wie DITIB oder den 
selbst ernannten „Zentralrat der Muslime“ ange-
nähert haben – und übrigens damit den Dialog mit 
den säkularen Muslimen vernachlässigt haben, der 
geboten gewesen wäre.

Meine Damen und Herren, ich sage natürlich nicht, 
dass alle Muslime Antisemiten sind. Bei weitem 
nicht! Ich möchte insbesondere die hervorragen-
den Reaktionen der Exil-Iraner auch hier in Nieder-
sachsen hervorheben, die sich schnell und deutlich 
gegen den Terror der Hamas gestellt haben.

Aber ich sage, dass die deutsche Öffentlichkeit und 

Politik und alle Menschen guten Willens mit und 
ohne Migrationshintergrund, mit oder ohne Reli-
gion aufwache müssen aus ihrer Naivität. 
Und dazu gehört insbesondere:

1. die Realität zu erkennen, dass Antisemitismus 
eben kein rechtes Phänomen ist, sondern in linken 
Kreisen – etwa über die vermeintliche, aber natür-
lich hier gänzlich fehlinterpretierten Fragen des 
Antikolonialismus – ebenso vorkommt, wie insbe-
sondere in Zuwanderungsgesellschaften;

2. die Realität zu erkennen, dass nach diversen 
Studien – wir haben jene der Konrad-Adenauer-
Stiftung zitiert – Antisemitismus in islamischen 
Zuwanderungsgesellschaften, deutlich weiter 
verbreitet ist als in anderen Zuwanderungsgesell-
schaften oder der deutschen Gesellschaft. Wer das 
verkennt, wird der Situation und damit insbeson-
dere der Situation der jüdischen Betroffenen nicht 
gerecht.

Wir loben die Landesregierung dafür, bildungs-
politisch bei der Bekämpfung des Antisemitismus 
recht schnell angesichts der Vorfälle auf deutschen 
Straßen einige Akzente gesetzt zu haben. Das kann 
man machen, aber auch nur mit der Erkenntnis, 
dass das, was Zuwanderer aus islamischen Gesell-
schaften mitunter als kulturelles Gepäck mitbrin-
gen, natürlich schwerlich oder nicht durch deut-
sche Schulen und Sozialarbeiter verändert werden 
kann.

Hingegen müssen wir u.a.

– endlich überprüfen, wer in unser Land mit wel-
chem Hintergrund kommt;

– das Staatsbürgerrecht verschärfen und nicht 
lockern;

– uns politisch endlich mit der Frage des Entzuges 
der Staatsbürgerschaft bei aller grundgesetzlichen 
Problematik befassen
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– in 15 EU-Ländern ist das möglich und dort ist 
auch nicht das Ende der Rechtsstaatlichkeit er-
reicht;

– in den Dialog treten mit den säkularen musli-
mischen Vertretern und diese in der islamischen 
Community stärken;

– die Finanzierung islamischer Strukturen aus dem 
Ausland unterbinden;

– antisemitische und radikale Bewegungen in der 
islamischen Community verschärfte beobachten;

– Rechtsgrundlagen für das Verbot antisemitischer 
Versammlungen schaffen und durchsetzen;

– die Unterstützung von und Zusammenarbeit mit 
Organisationen, die antisemitische und israelfeind-
liche Positionen vertreten, sofort beenden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben einen Zustand erreicht, in dem ich mich ernst-
haft Sorge, dass der Mob der Straße des Jahres 
2023 in der Lage ist das zu beenden, was der Mob 
der Straße 1938 begonnen hat – die komplette 
Vertreibung jüdischen Lebens aus Deutschland.

Nicht durch eine staatlicherseits offen unterstützte 
Agitation mit all jenen bis dato undenkbaren Taten 
der Nationalsozialisten, sondern aufgrund fehlen-
der Agitation, aufgrund mangelnder durchgrei-
fender, politisch zu abgewogener Reaktionen der 
Öffentlichkeit, zu viel sog. politischer Korrektheit 
oder Angst.

Jetzt ist nicht die Zeit für ein „Ja, aber…“, jetzt ist 
die Zeit für ein „Nein“, für ein „So nicht“, für ein 
„Nicht hier“ und für ein „Nicht mit uns“.

Fo
to

: T
ob

ia
s 

Ko
ch



Unsere Landkreise

politiCAL!

Hinter den Landtags-Kulissen – Glasfaser-Millionen für den Landkreis Os-
nabrück: Entscheidung fiel nach Mitternacht

Osnabrück I Pressebericht der Neuen Osnabrücker 
Zeitung vom 20. November 2023, Autor Marcus 
Alwes

Der Blick hinter die Parlamentskulissen in Hanno-
ver macht deutlich: Der Förderzusage des Landes 
Niedersachsen für das Glasfaser-Projekt „Graue 
Flecken“ im Osnabrücker Land ist ein monate-
langer Gesprächs- und Verhandlungsmarathon 
vorausgegangen. Am Ende überschlugen sich die 
Ereignisse sogar.

Rund 28 Millionen Euro werden im Jahr 2024 in 
einem ersten Schritt aus der Landeskasse bereitge-
stellt, um für mehrere Tausend Adressen im Kreis 
Osnabrück den Ausbau des schnellen Internets zu 
ermöglichen. Es ist eine Gemeinschaftsfinanzie-
rung zusammen mit dem Bund (56 Mio. Euro) und 
den Kommunen der Hase-Region (28 Mio. Euro). 
Doch hinter der Beteiligung des Landes am Vor-
haben mit dem Arbeitstitel „Grauen Flecken“ stand 
lange Zeit ein Fragezeichen. 

Denn zunächst war im Haushaltsentwurf der Re-
gierung kein Geld für dieses Teilprojekt eingeplant. 
Im Sommer 2023 rollte deshalb eine erste Protest-
welle der Oppositionsparteien, der Osnabrücker 
Landrätin und zahlreicher Bürgermeister auch auf 
die regionalen Landtagsabgeordneten von Rot und 
Grün zu – auf den Sozialdemokraten Guido Pott 
(Wallenhorst) sowie die Grünen Volker Bajus und 
Anne Kura (beide Osnabrück).

„Ich wurde mitten im Urlaub erwischt“, erinnert 
sich beispielsweise Bajus an die Anfänge der De-
batte, „die Landrätin war am Telefon …“. Besagte 
Chefin der Kreisverwaltung ist Anna Kebschull, 
auch sie gehört den Grünen an. Der Druck auf 
Bajus und Kura wuchs schließlich von Tag zu Tag. 
Ähnliche Erlebnisse schildert Guido Pott. Immer 
wieder flatterten auch bei ihm Protestnoten ins 
Haus, kritische Telefonanrufe häuften sich. Es war 
Juli.

Zahlreiche Gespräche der Parlamentarier zum 
Breitband-Ausbau mit ihren jeweiligen Partei-
freunden in der Landesregierung folgten. Woche 
für Woche. Ebenso Unterredungen mit Ministerial-
beamten und allerlei Abgeordnetenkollegen in den 
regierungstragenden Landtagsfraktionen. Viele 
davon verliefen eher geräuschlos.

Eine Art stille Diplomatie setzte bei Rot und Grün 
ein, während die Oppositionsparteien – ihrer Rolle 
und Aufgabe im Parlament entsprechend – laut-
stark Kritik übten. „Wir brauchen mehr Druck auf 
die Landesregierung“, rief beispielsweise Christian 
Calderone (Quakenbrück) Anfang Oktober für die 
CDU aus. Unter anderem die Union nutzte jede 
Gelegenheit, die „Grauen Flecken“ öffentlich zu 
thematisieren.

Pott und Bajus waren unterdessen dabei, als die 
Bürgermeister des Landkreises Osnabrück um To-
bias Avermann (Bad Laer) und Landrätin Kebschull 
im September in Hannover auf den für die Digitali-
sierung zuständigen Wirtschaftsminister Olaf Lies 
trafen. Ein Gruppenauftritt der Verwaltungsleiter, 
der offenbar Wirkung zeigte und die Bemühungen 
der regionalen Abgeordneten unterstützte. Die 
Bedeutung eines lückenlosen Glasfaserausbaus für 
die Bürger und die Wirtschaft im Raum Osnabrück 
wurde während der Unterredung mit Lies noch ein-
mal unterstrichen.

„Alle wollten dasselbe, aber wie organisieren wir 
das?“ Das sei über Parteigrenzen hinweg die zent-
rale Frage nach dem wichtigen Treffen am Landtag 
gewesen, erinnert sich einer der Teilnehmer. „Wie 
können wir doch noch das Geld auftreiben?“ Spä-
testens bis Mitte November, wenn die Fraktionen 
von SPD und Grünen in Klausurtagungen final über 
den Haushalt 2024 beraten würden, müsse eine 
Lösung her, stellte nicht nur Guido Pott damals 
fest.
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Das Sammeln der notwendigen Gelder – eines 
hohen zweistelligen Millionenbetrages – gelang 
schließlich. Alle noch nicht ausgeschöpften Finanz- 
und Fördertöpfe des Landes wurden gezielt umge-
dreht, schilderten die Parlamentarier später. Jeder 
Euro zählte.

In den letzten Tagen vor der Entscheidung nahm 
offenbar auch die Zahl der Spitzengespräche zum 
Glasfaserausbau noch einmal zu. Nach Darstel-
lungen von Abgeordneten steckten zunächst die 
beiden Kabinettsmitglieder Lies 
und Gerald Heere (Finanzen) die 
Köpfe zusammen. Unmittelbar 
im Anschluss daran sei die An-
gelegenheit sogar in der nieder-
sächsischen Staatskanzlei auf dem 
Schreibtisch von Ministerpräsident 
Stephan Weil gelandet, um dann 
zu den Fraktionsvorsitzenden 
Grant Hendrik Tonne (SPD) sowie 
Anne Kura und Detlev Schulz-Hen-
del (Grüne) zu wandern. 

Das politische Spitzenpersonal des 
Regierungslagers wurde auf der 
Zielgeraden komplett involviert.
Die Verhandlungskommissionen 
beider Fraktionen für den Haus-
halt tagten schließlich von Montag 
auf Dienstag in Adendorf im Kreis 
Lüneburg – bis nach Mitternacht. 
Es war der frühe Morgen des 14. 
November 2023, als endgültig der 
Durchbruch verkündet werden 
konnte. Auch das Millionen-Paket 
zum weiteren Glasfaserausbau 
stand. Die entsprechenden Presse-
mitteilungen wurden verschickt.

„Wir nehmen weiterhin die grauen 
Flecken der Digitalisierung auf 
der Landkarte in den Blick“, wird 
Anne Kura darin zitiert. „Die vom 
Landtag bereitgestellten finanziel-
len Mittel werden die ländlichen 

Räume stärken“, so Volker Bajus ergänzend.

Guido Pott hielt in seiner Erklärung fest, dass es 
„nach vielen konstruktiven Gesprächen“ in den 
letzten Wochen mit „einem enormen finanziellen 
Kraftakt“ gelungen sei, die Breitbandförderung im 
vollen Umfang fortsetzen zu können. 

Ein monatelanges Tauziehen ging damit zu Ende.

Foto: Tobias Koch
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Klinikkonzern darf Standort nicht weiter schwächen – MdL Calderone be-
trachtet die Entwicklung am MHA mit Sorge

Mit großer Sorge betrachtet der Landtagsabgeord-
nete Christian Calderone MdL die wirtschaftliche 
Situation des Krankenhauskonzerns Niels-Stensen-
Kliniken (NSK), die auch auf den Standort Ankum 
durchschlägt. Calderone: „Unbesehen der aktuell 
schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
für alle Krankenhäuser durch Untätigkeit der Bun-
despolitik hat NSK die Pflicht, das Marienhospital 
Ankum-Bersenbrück nicht weiter zu schwächen, 
sondern endlich zu stärken!“

Ausweislich des aus dem Kreishaus geleakten 
Schreibens, prognostiziere NSK selber ein Defizit 
am Standort Ankum in einer Höhe, die 2022 zu 
der Entscheidung geführt habe, das Krankenhaus 
zu schließen. „Durch die unsinnige Schließung ist 
also augenscheinlich wirtschaftlich für NSK nichts 
gewonnen, nur für die Bürgerinnen und Bürger der 
Region in der medizinischen Versorgung viel ver-
loren.“

Jetzt habe „Niels-Stensen“ noch mehr als zuvor die 
dringende Pflicht, die Konzernversprechen gegen-
über der Bevölkerung 
einzulösen, zumindest 
ein leistungsfähiges 
ambulantes Gesund-
heitszentrum in An-
kum zu etablieren. Die 
Erfüllung dieser Zu-
sage habe der Konzern 
bisher nicht geleistet. 
„Auch um Vertrauen 
in der Bevölkerung als 
kirchliche Einrichtung 
wiederzugewinnen, 
muss Niels-Stensen in 
Ankum jetzt endlich 
Gas geben, um einen 
signifikanten Beitrag 
zur medizinischen Ver-
sorgung der Region 

zu erbringen.“ Jetzt und damit nach Schließung 
des Krankenhauses in Ankum Geldleistungen des 
Landkreises zu fordern, komme ein Jahr zu spät. 

Bereits die Ausstattung des durch NSK betrie-
benen Notarztstandortes Ankum sei in den ver-
gangenen Monaten höchstproblematisch: Im Mai 
lagen die Abmeldezahlen bei 129 Stunden, im Juni 
war 93 Stunden kein Notarzt verfügbar. Im Juli und 
August sah es mit 3 beziehungsweise 11 Stunden 
zwar besser aus. Im Vergleich zu anderen Notarzt-
standorten im Landkreis Osnabrück schneide der 
Standort Ankum damit sehr schlecht ab. „Von Janu-
ar bis Juli war in Ankum 242 Stunden kein Notarzt 
verfügbar, also etwa zehn volle Tage“, erläutert der 
Landtagsabgeordnete.

„Die aktuelle Situation ist nach der Schließung des 
Marienhospitals Ankum-Bersenbrück ein weiterer 
medizinischer Schlag ins Gesicht der Bevölkerung 
des Altkreises Bersenbrück.“

Foto: Tobias Koch
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